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Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte durch öffentlichen Aus-
hang des Entwurfes der 26. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie der Entwurfsbe- 

gründung mit Umweltbericht und der vorliegenden umweltbezogenen Äußerungen im Zeit-
raum vom 13.12.2021 bis 17.01.2022 im Verwaltungsgebäude der Stadt Leverkusen (El-

berfelder Haus, Hauptstraße 101) und über die Internetseite der Stadt Leverkusen. Paral-
lel wurden die Träger öffentlicher Belange und die Fachbereiche und Betriebe der Stadt 
Leverkusen beteiligt. Wegen einer nicht bereitgestellten Altlastenuntersuchung wird im 

Zeitraum vom 14.01.2022 bis 14.02.2022 die ursprüngliche öffentliche Auslegung wieder-
holt. Inhaltliche Änderungen an den bisher bereitgestellten Unterlagen wurden nicht vor-

genommen.  

 
Hinweis zum Verfahren der 26. Änderung des FNP: 
 
Die eingegangenen Schreiben der Behörden und Träger öffentlicher Belange mit zustim-

menden Stellungnahmen oder der Mitteilung, dass keine Betroffenheit besteht, werden 
nachfolgend nicht dargestellt, da kein Erfordernis zu einer Abwägung und Beschlussfas-

sung besteht. 
 

  



 

 26. Änderung des Flächennutzungsplanes Stadtteil Quettingen, Bereich Maurinusstraße 

Seite 3 /49 
 

I/A  Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

 
I/A 1.  Stellungnahme 1 - Telefonanruf 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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I/A 2.  Stellungnahme 2 – Schreiben vom 10.01.2022  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung  

a) Gewachsenes Wohngebiet vs. Betriebsstandort 

Die Grundproblematik der Planungsaufgabe resultiert daraus, dass sich das Unter-

nehmen einschließlich seiner vorgesehenen Erweiterungsfläche zur Zeit der Grün-
dung vor ca. 115 Jahren in einer relativen Alleinlage befand und heute inmitten eines 

verdichteten Siedlungsbereiches liegt, welcher im unmittelbaren Umfeld vorwiegend 
schutzbedürftige Wohnnutzungen umfasst. Der Flächennutzungsplan der Stadt Le-
verkusen spiegelt diese Historie wider und stellt schon seit Jahrzehnten das Be-

triebsgelände als eingeschränktes Gewerbegebiet (GE*) und das Umfeld als Wohn-
bauflächen dar. Im eingeschränkten Gewerbegebiet ist nur die Ansiedlung von Ge-

werbebetrieben zulässig, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Hinzu kommt die 
Grünflächendarstellung zur optischen und räumlichen Trennung der Gebiete im alten 
wie im neuen Flächennutzungsplan. Darüber hinaus entspricht die Darstellung im 

Flächennutzungsplan auch den Zielen der Raumordnung. Da auch die Prüfung von 
Standortverlagerungen keine für den Betrieb geeignete und zumutbare Alternative 

aufgezeigt hat, wurde entschieden den vorhandenen Standort weiterzuentwickeln. 

b) Hochregallager im Quartiersviertel  

Die Stellungnahme ist für den FNP nicht relevant.  

c) Vorhaben gehört in Industriegebiet, keine Prüfung von Planungsalternativen 

Zu Beginn der Erweiterungsabsichten der Firma Wellpappenwerk Franz Gierlichs 
GmbH & Co. KG hat die Geschäftsführung zusammen mit der Wirtschaftsförderung 

Leverkusen die Variante einer vollständigen Betriebsverlagerung intensiv untersucht. 
In diesem Zuge sind drei Grundstücke in den Ortsteilen Hitdorf, Rheindorf und Man-
fort vertieft geprüft worden. Die Prüfung ist zu dem Ergebnis gekommen, dass alle 

Grundstücke für eine Verlagerung nicht in Frage kommen. Hauptgrund ist, dass alle 
Flächen weder vom Zuschnitt noch der Größe für eine moderne, effiziente und zu-
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kunftsorientierte Betriebs- und Produktionsstätte von Wellpappen geeignet sind. 

Ausgehend von einer notwendigen Gesamtlänge moderner Wellpappenanlagen von 
mindestens 200 m und dazugehörigen Lagerkapazitäten von ca. 30.000 Paletten-

stellflächen ergibt sich zusammen mit den Bereichen für die Weiterverarbeitung, den 
Versand, die Verladung und das Rangieren, die Stellplätze und ggfls. Erweiterungs-
reserven ein Gesamtflächenbedarf von ca. 60.000 m². Aufgrund dieser Anforderun-

gen wird es auch seitens der Wirtschaftsförderung als wenig realistisch eingeschätzt, 
in absehbarer Zeit entsprechende Flächen im Leverkusener Raum zu finden. Dies 

hat sich auch durch entsprechende Absagen aus den Nachbarkommunen Monheim, 
Langenfeld und Burscheid bestätigt. Eine Standortverlagerung außerhalb des Lever-
kusener Raumes kommt für die Firma aufgrund der lokal begrenzten Kundenstruktur 

und der gewachsenen Mitarbeiterstruktur nicht in Frage. Auch die Variante eines 
Neubaus der geplanten Lager- und Versandanlage an anderer Stelle und damit eine 

teilweise Betriebsverlagerung wurde untersucht, aber letztendlich verworfen, da die 
internen Betriebsabläufe damit deutlich verkompliziert werden und keine Minderung 
des betriebsbezogenen Verkehrslärms einhergeht. 

Daher wurde mangels geeigneter und zumutbarer Alternative entschieden, den vor-
handenen Standort mit flächensparenden Maßnahmen wie einem Hochregallager 

weiterzuentwickeln und dafür die am Standort seit Jahrzehnten vorgehaltene Erwei-
terungsfläche zu nutzen. 
Mit zu dieser Entscheidung beigetragen hat dabei der Faktor, dass die Firma Well-

pappenwerk Franz Gierlichs GmbH & Co. KG den Betrieb zur Herstellung und Verar-
beitung von Wellpappe seit 115 Jahren im Stadtteil Quettingen betreibt und ein stabi-

ler Arbeitgeber mit vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Quettingen und naher 
Umgebung ist. Der parallel betriebene Bauleitplanverfahren bezwecken allerdings 
nicht allein die Ermöglichung einer Betriebserweiterung auf der bislang unbebauten 

Erweiterungsfläche, sondern insbesondere auch eine planerische Steuerung des Be-
triebsgeländes insgesamt, um unabhängig von baurechtlichen Genehmigungsverfah-

ren oder ordnungsbehördlichen Maßnahmen einen zukunftsfähigen und verlässlichen 
Ausgleich der unterschiedlichen Interessen des Betriebes und der Nachbarschaft 
herbeizuführen.   

d) Konflikt Verkehr (Schwerlastverkehr) / Schulweg  

Die in der Stellungnahme aufgeführten Regelungsbedarfe betreffen nicht die Ebene 
der Flächennutzungsplanung und sind im parallel betriebenen Bebauungsplanverfah-

ren zu beachten.  

e) Vernichtung Grünfläche und Beeinträchtigung Stadtklima 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan (FNP) stellt im Geltungsbereich der 26. 

Änderung überwiegend ein eingeschränktes Gewerbegebiet (GE*) dar und im nördli-
chen Randbereich eine Grünfläche ohne Zweckbestimmung. Die in der Örtlichkeit 

vorhandene Freifläche befindet sich im geltenden FNP im überwiegenden Teil im Be-
reich der Darstellung eines eingeschränkten Gewerbegebietes (GE*). Diese Darstel-
lung findet sich auch schon im vor 2006 geltenden FNP. Die bauliche Erweiterung 

des Betriebes der Firma Wellpappenwerk Franz Gierlichs GmbH & Co. KG am 
Standort Maurinusstraße ist also bereits seit Jahren auf der Ebene des Flächennut-

zungsplanes planungsrechtlich vorbereitet. Inhaltlich werden beide Darstellungen in 
die 26. Änderung des FNP übernommen. In dem neuen FNP hat die Darstellung der 
Grünfläche lediglich einen anderen Zuschnitt. Die grundsätzlichen planungsrechtli-

chen Rahmenbedingungen für die Nutzung des Geltungsbereiches werden aber 
durch die Änderung nicht modifiziert. Der Umweltbericht kommt unter Würdigung der 
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unterschiedlichen Umweltbelange zu dem Ergebnis, dass bei Umsetzung der ge-

nannten Ausgleichsmaßnahmen erhebliche und nachhaltige Beeinträchtigungen 
nicht zu erwarten sind.  

f) Maurinusstraße für Schwerlastverkehr geeignet? 

Grundsätzlich ist das Plangebiet über die Maurinusstraße unmittelbar an die Lützen-
kirchener Straße (L 219) und die Quettinger Straße (K4) gut und leistungsfähig an 

das überregionale Straßenverkehrsnetz angebunden. Im parallel betriebenen Be-
bauungsplanverfahren werden die Auswirkungen und ggfls. Änderungsmaßnahmen 
in einem Verkehrsgutachten detailliert untersucht.. Die Ergebnisse des Gutachtens 

werden entsprechend beachtet.  

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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I/A 3.  Stellungnahme 3 – Schreiben vom 29.01.2022 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

a) Verkehrsuntersuchung und Verkehrssicherheit:  

Grundsätzlich ist das Plangebiet über die Maurinusstraße unmittelbar an die Lützen-
kirchener Straße (L 219) und die Quettinger Straße (K4) gut und leistungsfähig an 

das überregionale Straßenverkehrsnetz angebunden. Im parallel betriebenen Be-
bauungsplanverfahren werden die Auswirkungen des zusätzlichen Verkehrsaufkom-
mens in einem Verkehrsgutachten und einer schalltechnischen Untersuchung detai l-

liert untersucht und bewertet. Die Ergebnisse der Untersuchungen werden entspre-
chend beachtet und der daraus resultierende Regelungsbedarf in den Bebauungs-

plan bzw. den zugehörigen städtebaulichen Vertrag aufgenommen.  
Die in der Stellungnahme ansonsten aufgeführten Punkte betreffen nicht die Ebene 
der Flächennutzungsplanung und werden im parallel betriebenen Bebauungsplanver-

fahren bewertet. 

b) Vernichtung Grünfläche und Beeinträchtigung Artenvielfalt, Stadtklima 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan (FNP) stellt im Geltungsbereich der 26. 

Änderung überwiegend ein eingeschränktes Gewerbegebiet (GE*) dar und im nördli-
chen Randbereich eine Grünfläche ohne Zweckbestimmung. Diese wird auch in den 

neuen FNP übernommen. Sie erhält lediglich einen anderen Zuschnitt. Die grund-
sätzlichen planungsrechtlichen Rahmenbedingungen für die Nutzung des Geltungs-
bereiches werden durch die 26. Änderung des Flächennutzungsplanes aber nicht 

modifiziert. Die vorwiegenden Ziele des Umweltschutzes sind in diesem Fall – unter 
Berücksichtigung des geplanten Eingriffes – umfassende Maßnahmen, um eine hohe 

Biodiversität auf dem Eingriffsareal zu fördern. Insgesamt werden auch unter Würdi-
gung der unterschiedlichen Umweltbereiche und der Gemengelage auf der Ebene 
des Flächennutzungsplans keine neuen, nachhaltigen Beeinträchtigungen der an-

grenzenden Wohnbebauung vorbereitet. Daher ist die Änderung des FNP als Maß-
nahme der Gewerbeentwicklung positiv zu beurteilen. 

c) Lärmkonflikte Wohnbebauung im Norden, Verlust Stellplätze:  

Im parallel betriebenen Bebauungsplanverfahren werden die bestehenden sowie ge-
planten Geräuschsituationen detailliert untersucht. Die Ergebnisse des Gutachtens 
werden entsprechend beachtet. Das gleiche gilt für die Verkehrssituation.  

d) Umwelt- und Klimaschutz,  

Gemäß Umweltbericht zur 26. Änderung des Flächennutzungsplanes sind – unter 
Berücksichtigung des geplanten Eingriffes – die vorwiegenden Ziele des Umwelt-

schutzes umfassende Maßnahmen, um eine starke Eingrünung und eine hohe Bio-
diversität auf dem Eingriffsareal zu fördern. Entsprechende Regelungen sind im pa-

rallel betriebenen Bebauungsplanverfahren vorgesehen. 
Insgesamt ergeben sich unter Berücksichtigung, dass der Flächennutzungsplan als 
vorbereitende Bauleitplanung noch keine Eingriffsebene darstellt und die Realisie-

rung des auf Bebauungsplanebene geplanten Vorhabens bereits vorher auf Flä-
chennutzungsplanebene vorbereitet war, im Rahmen des Umweltberichtes zur 26. 

Änderung des Flächennutzungsplanes keine Hinweise auf Ausschlusskriterien, die 
dieser entgegenstehen. Relevante Beeinträchtigungen und Eingriffe in die verschie-
denen Schutzgüter werden durch die Flächennutzungsplanänderung nicht vorberei-
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tet. Diese werden erst durch einen Bebauungsplan oder ein Baugenehmigungsver-

fahren ausgelöst.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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I/A 4.  Stellungnahme 4 – Schreiben vom 10.02.2022  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

a) Verkehrsbehinderungen:  

Grundsätzlich ist das Plangebiet über die Maurinusstraße unmittelbar an die Lützen-

kirchener Straße (L 219) und die Quettinger Straße (K4) gut und leistungsfähig an 
das überregionale Straßenverkehrsnetz angebunden. Im parallel betriebenen Be-
bauungsplanverfahren werden die Auswirkungen des zusätzlichen Verkehrsaufkom-

mens in einem Verkehrsgutachten und einer schalltechnischen Untersuchung detail-
liert untersucht und bewertet. Die Ergebnisse der Untersuchungen werden entspre-

chend beachtet und der daraus resultierende Regelungsbedarf in den Bebauungs-
plan bzw. den zugehörigen städtebaulichen Vertrag aufgenommen.  
Die in der Stellungnahme ansonsten aufgeführten Punkte betreffen nicht die Ebene 

der Flächennutzungsplanung und werden im parallel betriebenen Bebauungsplanver-
fahren bewertet. 

b) Straßenschäden:  

Die in der Stellungnahme aufgeführten Punkte betreffen nicht die Ebene der Flä-
chennutzungsplanung und werden im parallel betriebenen Bebauungsplanverfahren 

bewertet. 

c) Ladevorgänge im Straßenraum:  

Die in der Stellungnahme aufgeführten Punkte betreffen nicht die Ebene der Flä-

chennutzungsplanung und werden im parallel betriebenen Bebauungsplanverfahren 
bewertet. 

d) Zu hohe bauliche Verdichtung:  

Die grundsätzliche Nutzung der Fläche wird durch die 26. Änderung des Flächennut-

zungsplanes nicht geändert. Der Aspekt der höheren baulichen Verdichtung betrifft 
nicht die Ebene der Flächennutzungsplanung und wird im parallel betriebenen Be-

bauungsplanverfahren bewertet. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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I/A 5.  Stellungnahme 5 – Schreiben vom 08.02.2022 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

a) Verkehrsuntersuchung und Verkehrssicherheit:  

Grundsätzlich ist das Plangebiet über die Maurinusstraße unmittelbar an die Lützen-

kirchener Straße (L 219) und die Quettinger Straße (K4) gut und leistungsfähig an 
das überregionale Straßenverkehrsnetz angebunden. Im parallel betriebenen Be-

bauungsplanverfahren werden die Auswirkungen des zusätzlichen Verkehrsaufkom-
mens in einem Verkehrsgutachten und einer schalltechnischen Untersuchung detai l-
liert untersucht und bewertet. Die Ergebnisse der Untersuchungen werden entspre-

chend beachtet und der daraus resultierende Regelungsbedarf in den Bebauungs-
plan bzw. den zugehörigen städtebaulichen Vertrag aufgenommen.  

Die in der Stellungnahme ansonsten aufgeführten Punkte betreffen nicht die Ebene 
der Flächennutzungsplanung und werden im parallel betriebenen Bebauungsplanver-
fahren bewertet. 

b) Alternativstandort:  

Zu Beginn der Erweiterungsabsichten der Firma Wellpappenwerk Franz Gierlichs 
GmbH & Co. KG hat die Geschäftsführung zusammen mit der Wirtschaftsförderung 

Leverkusen die Variante einer vollständigen Betriebsverlagerung intensiv untersucht. 
In diesem Zuge sind drei Grundstücke in den Ortsteilen Hitdorf, Rheindorf und Man-

fort vertieft geprüft worden. Die Prüfung ist zu dem Ergebnis gekommen, dass alle 
Grundstücke für eine Verlagerung nicht in Frage kommen. Hauptgrund ist, dass alle 
Flächen weder vom Zuschnitt noch der Größe für eine moderne, effiziente und zu-

kunftsorientierte Betriebs- und Produktionsstätte von Wellpappen geeignet sind. 
Ausgehend von einer notwendigen Gesamtlänge moderner Wellpappenanlagen von 

mindestens 200 m und dazugehörigen Lagerkapazitäten von ca. 30.000 Paletten-
stellflächen ergibt sich zusammen mit den Bereichen für die Weiterverarbeitung, den 
Versand, die Verladung und das Rangieren, die Stellplätze und ggfls. Erweiterungs-

reserven ein Gesamtflächenbedarf von ca. 60.000 m². Aufgrund dieser Anforderun-
gen wird es auch seitens der Wirtschaftsförderung als wenig realistisch eingeschätzt, 

in absehbarer Zeit entsprechende Flächen im Leverkusener Raum zu finden. Dies 
hat sich auch durch entsprechende Absagen aus den Nachbarkommunen Monheim, 
Langenfeld und Burscheid bestätigt. Eine Standortverlagerung außerhalb des Lever-

kusener Raumes kommt für die Firma aufgrund der lokal begrenzten Kundenstruktur 
und der gewachsenen Mitarbeiterstruktur nicht in Frage. Auch die Variante eines 

Neubaus der geplanten Lager- und Versandanlage an anderer Stelle und damit eine 
teilweise Betriebsverlagerung wurde untersucht, aber letztendlich verworfen, da die 
internen Betriebsabläufe damit deutlich verkompliziert werden und keine Minderung 

des betriebsbezogenen Verkehrslärms einhergeht. 
Daher wurde mangels geeigneter und zumutbarer Alternative entschieden, den vor-

handenen Standort mit flächensparenden Maßnahmen wie einem Hochregallager 
weiterzuentwickeln und dafür die am Standort seit Jahrzehnten vorgehaltene Erwei-
terungsfläche zu nutzen. 

Mit zu dieser Entscheidung beigetragen hat dabei der Faktor, dass die Firma Well-
pappenwerk Franz Gierlichs GmbH & Co. KG den Betrieb zur Herstellung und Verar-

beitung von Wellpappe seit 115 Jahren im Stadtteil Quettingen betreibt und ein stabi-
ler Arbeitgeber mit vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Quettingen und naher 
Umgebung ist. Der vorliegende Bebauungsplan bezweckt allerdings nicht allein die 

Ermöglichung einer Betriebserweiterung auf der bislang unbebauten Erweiterungs-
fläche, sondern insbesondere auch eine planerische Steuerung des Betriebsgelän-
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des insgesamt, um unabhängig von baurechtlichen Genehmigungsverfahren oder 

ordnungsbehördlichen Maßnahmen einen zukunftsfähigen und verlässlichen Aus-
gleich der unterschiedlichen Interessen des Betriebes und der Nachbarschaft herbei-

zuführen.   

c) Einhaltung TA-Lärmwerte:  

Die in der Stellungnahme aufgeführte Punkte betreffen nicht die Ebene der Flächen-

nutzungsplanung und werden im parallel betriebenen Bebauungsplanverfahren be-
wertet. 

d) Versiegelung / Stadtklima:  

Insgesamt ergeben sich unter Berücksichtigung, dass der Flächennutzungsplan als 
vorbereitende Bauleitplanung noch keine Eingriffsebene darstellt und die Realisie-
rung des auf Bebauungsplanebene geplanten Vorhabens bereits vorher auf Flä-

chennutzungsplanebene vorbereitet war, im Rahmen des Umweltberichtes zur 26. 
Änderung des Flächennutzungsplanes keine Hinweise auf Ausschlusskriterien, die 

dieser entgegenstehen. Relevante Beeinträchtigungen und Eingriffe in die verschie-
denen Schutzgüter werden durch die Flächennutzungsplanänderung nicht vorberei-
tet. Diese 

werden erst durch einen Bebauungsplan oder ein Baugenehmigungsverfahren aus-
gelöst.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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 I/A 6. Stellungnahme 6 – Schreiben vom 09.02.2022 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

a) Verkehrsuntersuchung und Verkehrssicherheit:  

Grundsätzlich ist das Plangebiet über die Maurinusstraße unmittelbar an die Lützen-

kirchener Straße (L 219) und die Quettinger Straße (K4) gut und leistungsfähig an 
das überregionale Straßenverkehrsnetz angebunden. Im parallel betriebenen Be-

bauungsplanverfahren werden die Auswirkungen des zusätzlichen Verkehrsaufkom-
mens in einem Verkehrsgutachten und einer schalltechnischen Untersuchung detai l-
liert untersucht und bewertet. Die Ergebnisse der Untersuchungen werden entspre-

chend beachtet und der daraus resultierende Regelungsbedarf in den Bebauungs-
plan bzw. den zugehörigen städtebaulichen Vertrag aufgenommen.  

Die in der Stellungnahme ansonsten aufgeführten Punkte betreffen nicht die Ebene 
der Flächennutzungsplanung und werden im parallel betriebenen Bebauungsplanver-
fahren bewertet. 

b) Lärmemissionen von Aggregaten:  

Die in der Stellungnahme aufgeführte Punkte betreffen nicht die Ebene der Flächen-
nutzungsplanung und werden im parallel betriebenen Bebauungsplanverfahren be-

wertet. 

c) Nachfahrten: 

Die in der Stellungnahme aufgeführte Punkte betreffen nicht die Ebene der Flächen-

nutzungsplanung und werden im parallel betriebenen Bebauungsplanverfahren be-
wertet. 

d) Austritte von Schadstoffen / Luftverschmutzung:  

Die in der Stellungnahme aufgeführte Punkte betreffen nicht die Ebene der Flächen-
nutzungsplanung und werden im parallel betriebenen Bebauungsplanverfahren be-
wertet. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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I/A 7.  Stellungnahme 7 – Sammelschreiben von 715 Bürgern vom 07.02.2022  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

a) zu 2.1. Geltungsbereich, Unstimmigkeiten bei Flächenangaben 

Der Gesetzgeber hat in § 5 des Baugesetzbuches (BauGB) festgelegt, dass der Flä-
chennutzungsplan (FNP) die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwick-

lung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der 
Gemeinde in den Grundzügen darstellt. Der übliche Darstellungsmaßstab des FNP 

ist 1:15.000. 
Aus den beiden vorgenannten Punkten (Darstellung der Grundzüge der städtebauli-
chen Entwicklung, vergleichsweise kleiner Maßstab) folgt, dass der FNP hinsichtlich 

der räumlichen Ausdehnung der Darstellungen einen gewissen Auslegungsspielraum 
hat. Der FNP ist nicht parzellenscharf. 

Die zeichnerische Darstellung des FNP erfolgt auf Grundlage der Amtlichen Basis-
karte NRW (ABK). Die Kartengrundlage eines Bebauungsplanes ist die gegenüber 
der ABK genauere Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK). 

 
Aus den oben genannten Gründen unterscheidet sich die Flächenangabe des Gel-

tungsbereiches der 26. Änderung des FNP und des Bebauungsplanes Nr. 256/II 
"Quettingen - nördlich Herderstraße und westlich Maurinusstraße" geringfügig. 

b) zu 2.2. Erfassen sämtlicher Betriebsabläufe 

Der Flächennutzungsplan bereitet die Realisierung des auf Bebauungsplanebene 
geplanten Vorhabens lediglich vor. Er stellt keine unmittelbare, parzellenscharfe 
Maßgabe für die Genehmigung von Betriebsstätten, -prozessen und Stellplätzen dar. 

Insofern ist ein Erfassen sämtlicher Betriebsabläufe erst auf der Ebene des Bebau-
ungsplanes bzw. des Baugenehmigungsverfahren nicht auf der Ebene des Flächen-

nutzungsplanes erforderlich. 

c) zu 2.2. Verzicht auf Erhebungen, Klimaanpassungs-, Mobilitätskonzept. 

Insgesamt führt die Änderung des Flächennutzungsplanes zwar zu einer Verände-

rung der planungsrechtlichen Darstellungen, jedoch nicht zu einer Veränderung der 
planungsrechtlichen Rahmenbedingungen für die Nutzung des Geltungsbereiches. 
Die bauliche Erweiterung des Betriebes der Firma Wellpappenwerk Franz Gierlichs 

GmbH & Co. KG am Standort Maurinusstraße war bereits vorher auf der Ebene des 
Flächennutzungsplanes planungsrechtlich vorbereitet durch die Darstellung des ein-
geschränkten Gewerbegebietes. Die dargestellte Grünfläche bleibt ebenfalls erhal-

ten. Eigene Erhebungen waren insofern nicht erforderlich. Im Umweltbericht sind 
zahlreiche Auseinandersetzungen mit den Folgen des Klimawandels enthalten. Zur 

Klarstellung wird im Umweltbericht der Bezug zum Klimaanpassungskonzept (2020) 
auf der Ebene des Flächennutzungsplanes ergänzt. Durch die Anpassung der Dar-
stellung auf der Ebene des Flächennutzungsplanes werden keine neuen Wirtschafts-

verkehre ausgelöst. Eine Auseinandersetzung mit den negativen Auswirkungen des 
Wirtschaftsverkehrs auch im Sinne des Mobilitätskonzeptes der Stadt Leverkusen 

findet auf der Ebene des Bebauungsplanes bzw. nachgeschalteten Ebenen statt. 

d) zu 2.3. Entwicklungsgebot FNP-Landesplanung 

Mit Verfügung vom 15.11.2021 unter Aktenzeichen 32/62.6–1.03-2021-02 hat die 

Bezirksregierung Köln bestätigt, dass aus landesplanerischer Sicht keine Bedenken 
gegen die 26. Flächennutzungsplanänderung bestehen. Als Begründung wird explizit 
aufgeführt, dass die geplante Nutzung der Funktion eines ASB entspricht. 
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e) zu 2.4. Entwicklungsgebot BPL aus dem FNP 

Die in der Stellungnahme aufgeführten Kritikpunkte betreffen die Ebene der Bebau-
ungsplanung und nicht der Flächennutzungsplanung.  

f) zu 2.5. Planungsalternativen: 

Zu Beginn der Erweiterungsabsichten der Firma Wellpappenwerk Franz Gierlichs 
GmbH & Co. KG hat die Geschäftsführung zusammen mit der Wirtschaftsförderung 
Leverkusen die Variante einer vollständigen Betriebsverlagerung intensiv untersucht. 

In diesem Zuge sind drei Grundstücke in den Ortsteilen Hitdorf, Rheindorf und Man-
fort vertieft geprüft worden. Die Prüfung ist zu dem Ergebnis gekommen, dass alle 

Grundstücke für eine Verlagerung nicht in Frage kommen. Hauptgrund ist, dass alle 
Flächen weder vom Zuschnitt noch der Größe für eine moderne, effiziente und zu-
kunftsorientierte Betriebs- und Produktionsstätte von Wellpappen geeignet sind. 

Ausgehend von einer notwendigen Gesamtlänge moderner Wellpappenanlagen von 
mindestens 200 m und dazugehörigen Lagerkapazitäten von ca. 30.000 Paletten-

stellflächen ergibt sich zusammen mit den Bereichen für die Weiterverarbeitung, den 
Versand, die Verladung und das Rangieren, die Stellplätze und ggfls. Erweiterungs-
reserven ein Gesamtflächenbedarf von ca. 60.000 m². Aufgrund dieser Anforderun-

gen wird es auch seitens der Wirtschaftsförderung als wenig realistisch eingeschätzt, 
in absehbarer Zeit entsprechende Flächen im Leverkusener Raum zu finden. Dies 

hat sich auch durch entsprechende Absagen aus den Nachbarkommunen Monheim, 
Langenfeld und Burscheid bestätigt. Eine Standortverlagerung außerhalb des Lever-
kusener Raumes kommt für die Firma aufgrund der lokal begrenzten Kundenstruktur 

und der gewachsenen Mitarbeiterstruktur nicht in Frage. Auch die Variante eines 
Neubaus der geplanten Lager- und Versandanlage an anderer Stelle und damit eine 

teilweise Betriebsverlagerung wurde untersucht, aber letztendlich verworfen, da die 
internen Betriebsabläufe damit deutlich verkompliziert werden und keine Minderung 
des betriebsbezogenen Verkehrslärms einhergeht. 

Daher wurde mangels geeigneter und zumutbarer Alternative entschieden, den vor-
handenen Standort mit flächensparenden Maßnahmen wie einem Hochregallager 

weiterzuentwickeln und dafür die am Standort seit Jahrzehnten vorgehaltene Erwei-
terungsfläche zu nutzen. 
Mit zu dieser Entscheidung beigetragen hat dabei der Faktor, dass die Firma Well-

pappenwerk Franz Gierlichs GmbH & Co. KG den Betrieb zur Herstellung und Verar-
beitung von Wellpappe seit 115 Jahren im Stadtteil Quettingen betreibt und ein stabi-

ler Arbeitgeber mit vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Quettingen und naher 
Umgebung ist. Der vorliegende Bebauungsplan bezweckt allerdings nicht allein die 
Ermöglichung einer Betriebserweiterung auf der bislang unbebauten Erweiterungs-

fläche, sondern insbesondere auch eine planerische Steuerung des Betriebsgelän-
des insgesamt, um unabhängig von baurechtlichen Genehmigungsverfahren oder 

ordnungsbehördlichen Maßnahmen einen zukunftsfähigen und verlässlichen Aus-
gleich der unterschiedlichen Interessen des Betriebes und der Nachbarschaft herbei-
zuführen.   

g) zu 2.6. Kennzeichnung Altlast  

Das Betriebsgelände der Firma Wellpappenwerk Franz Gierlichs GmbH & Co. KG ist 
im Bodenschutz- und Altlastenkataster (BAK) der Stadt Leverkusen unter der Be-

zeichnung „NE2172 - Wellpappenwerk Gierlichs“ als Betriebsstandort geführt. Eine 
diesbezügliche Kennzeichnung ist im Flächennutzungsplan bisher nicht gegeben. Auf 
Grundlage der für das vorgenannte Betriebsgelände vorliegenden Untersuchungsbe-

funde ist eine Gefährdung von Schutzgütern (z.B. Mensch, Grundwasser) durch (alt-) 
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nutzungsbedingte bzw. lokal an die Auffüllungsböden gebundene Bodenverunreini-

gungen bei den derzeitigen Verhältnissen vor Ort (gewerbliche Nutzung, Oberflä-
chenversiegelungen) nicht zu besorgen. Insofern ist auch weiterhin eine Kennzeich-

nung der BAK-Fläche „NE2172 - Wellpappenwerk Gierlichs“ angesichts des als ge-
ring zu bewertenden Schadstoffpotentials nicht erforderlich. Die weitere Auseinan-
dersetzung kann insofern auf den nachgeschalteten Ebenen erfolgen. 

h) zu 2.5. Aufgabe der Wohnverträglichkeit durch Änderung der FNP-Darstellung  

Die mit der Darstellung eingeschränktes Gewerbegebiet gegebene Wohnverträglich-
keit wird beibehalten durch die explizite Beschränkung des Sondergebietes auf ein 

Wellpappenwerk. Anlagen zur Herstellung von Wellpappen werden als kaum emissi-
onsrelevant eingestuft. Sowohl die bestehende Wellpappenanlage als auch die ge-

plante Erweiterung durch Lager- und Versandflächen ist im Anhang 1 (genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) in der ab dem 01.04.2021 geltenden Fassung zur Vierten 
Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verordnung 

über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) als genehmigungsbedürftige 
Anlage nach BImSchG nicht enthalten. Die Streichung der Wellpappenanlagen im 

Anlagenkatalog der 4. BImSchV erfolgte bereits 2001. Der Gesetzgeber begründet 
dies damit, dass Wellpappenanlagen nicht unter die Anlagen zur Herstellung von Pa-
pier, Karton oder Pappe fallen (vgl. insoweit Ziffer 6.2 der Anlage 1 zur 4. BImSchV) 

und die speziellen Anlagen zur Herstellung von Wellpappe kaum emissionsrelevant 
sind, da der eigentliche Herstellungsprozess das Verkleben einzelner Kartonbahnen 

mit lösungsmittelfreien Klebstoffen darstellt (siehe: Hansmann/Röckinghausen in: 
Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Werkstand: 94. EL, Dezember 2020, Anhang 1, 
Tabelle 6, 4. BImSchV, Rdnr. 2 unter Bezugnahme auf die Ausführungen der Bun-

desregierung in der amtlichen Begründung zur Neufassung des Anlagenkataloges im 
Jahre 2001 zur Nr. 6 zur BR-Drs. 674/00, Seite 125). Es wird also zwischen Anlagen 

zur Herstellung von Papier, Karton und Pappe sowie Anlagen zur Herstellung von 
Wellpappe unterschieden. Wird ausschließlich Wellpappe hergestellt, wie in diesem 
Fall, ist keine immissionsschutzrechtliche Genehmigung erforderlich. 

Weitere Vorgaben zur Verminderung von schädlichen Umwelteinwirkungen auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes stellt die Grünflächendarstellung zur optischen 

und räumlichen Trennung der Gebiete dar. Die sonstigen emissionsschutzrechtlichen 
Nachweise betreffen die Ebene der Bebauungsplanung und nicht der Flächennut-
zungsplanung. Die Bezirksregierung Köln hat darauf aufbauend auch bestätigt, dass 

die geplante Nutzung der Funktion eines ASB entspricht. 

i) zu 3. Abwägungsfehler, falsche Einschätzung der Umweltauswirkungen  

Insgesamt führt die Änderung des Flächennutzungsplanes zwar zu einer Verände-

rung der planungsrechtlichen Darstellungen, jedoch nicht zu einer Veränderung der 
planungsrechtlichen Rahmenbedingungen für die Nutzung des Geltungsbereiches. 

Die bauliche Erweiterung des Betriebes der Firma Wellpappenwerk Franz Gierlichs 
GmbH & Co. KG am Standort Maurinusstraße war bereits vorher auf der Ebene des 
Flächennutzungsplanes planungsrechtlich vorbereitet durch die Darstellung des ein-

geschränkten Gewerbegebietes. Insofern werden auch unter Würdigung der unter-
schiedlichen Umweltbereiche und der Gemengelage auf der Ebene des Flächennut-

zungsplans keine neuen, nachhaltigen Beeinträchtigungen der angrenzenden Wohn-
bebauung vorbereitet. Daher ist die Änderung des FNP als Maßnahme der Gewer-
beentwicklung positiv zu beurteilen. 
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j) zu 3. projektbezogene Ausdeutung des Trennungsgebotes fehlerhaft 

Gemäß Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 19.04.2021 – 4CN 3.11 sind 
Ausnahmen vom Trennungsgrundsatz gemäß  § 50 Satz 1 Alt. 1 BImSchG zulässig, 

wenn sichergestellt werden kann, dass von der projektierten Nutzung im Plangebiet 
nur unerhebliche Immissionen ausgehen, und wenn im Einzelfall städtebauliche 

Gründe von besonderem Gewicht hinzutreten, die es rechtfertigen, eine planerische 
Vorsorge durch räumliche Trennung zurücktreten zu lassen. Gemessen hieran darf 
der Plangeber der Nähe der Erweiterungsfläche zum bestehenden Betrieb der Well-

pappenanlage und den damit verbundenen ökonomischen Synergieeffekten bei sei-
ner Abwägung ein hohes Gewicht und der Frage nach Alternativen ein vergleichs-

weise geringeres Gewicht beimessen.  
Unter gleichzeitiger Berücksichtigung, dass das Vorhaben der Erhaltung, Sicherung 
und Schaffung von Arbeitsplätzen (§1 Abs. 6 Nr. 8c BauGB) dient, die kompakte und 

flächensparende Anordnung zum sparsamen und schonenden Umgang mit Grund 
und Boden beiträgt (§1a Abs. 2 BauGB) und insgesamt gemäß Umweltbericht erheb-

liche und nachhaltige Beeinträchtigungen in den untersuchten Umweltbereichen nicht 
zu erwarten sind, wird damit insgesamt der Zielsetzung des § 50 BImSchG im Be-
bauungsplan Nr. 256/II „Quettingen – Wellpappenwerk Gierlichs, nördlich Herder-

straße und westlich Maurinusstraße“ in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  

 

 

 
  

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BIMSCHG&p=50
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I/B Stellungnahmen der Behörden und sonst. Träger öffentl. Belange 

 
I/B 1: Bezirksregierung Köln Immissionsschutz 

 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die in der Stellungnahme aufgeführten Hinweise betreffen nicht die Ebene der Flächen-

nutzungsplanung und sind in den nachfolgenden Verfahren zu beachten.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 2: Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co KG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die in der Stellungnahme aufgeführten Hinweise betreffen nicht die Ebene der Flächen-
nutzungsplanung und sind in den nachfolgenden Verfahren zu beachten.  

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 2: Industrie- und Handelskammer Köln 

 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 4: LVR-Amt Bodendenkmalpflege im Rheinland 

 

 
 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die in der Stellungnahme aufgeführten Hinweise betreffen nicht die Ebene der Flächen-

nutzungsplanung und sind in den nachfolgenden Verfahren zu beachten.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 4: Polizeipräsidium Köln 

 

 
 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die in der Stellungnahme aufgeführten Hinweise betreffen nicht die Ebene der Flächen-
nutzungsplanung und sind in den nachfolgenden Verfahren zu beachten.  

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 



 

 26. Änderung des Flächennutzungsplanes Stadtteil Quettingen, Bereich Maurinusstraße 

Seite 47 /49 
 

 

 
I/B 6: Telekom 

 

 
 
 

 



 

 26. Änderung des Flächennutzungsplanes Stadtteil Quettingen, Bereich Maurinusstraße 

Seite 48 /49 
 

 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die in der Stellungnahme aufgeführten Hinweise betreffen nicht die Ebene der Flächen-

nutzungsplanung und sind in den nachfolgenden Verfahren zu beachten.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/C Stellungnahme der Fachbereiche und Betriebe 

 
I/C 1: Fachbereich 31 - Mobilität und Klimaschutz 

 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die in der Stellungnahme aufgeführten Hinweise betreffen nicht die Ebene der Flächen-
nutzungsplanung und sind in den nachfolgenden Verfahren zu beachten.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/C 2: Wirtschaftsförderung Leverkusen 

 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die in der Stellungnahme aufgeführten Hinweise bzgl. des Punkt 5.1. in der Begründung 
„anderweitige Planungsmöglichkeiten“ wird aufgenommen und in die Begründung einge-

arbeitet.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 


